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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

die Streichung von § 3 Absatz 7 Satz 2 VgV, § 2 Absatz 7 Satz 2 SektVO und 

§ 3 Absatz 7 Satz 3 VSVgV in der Verordnung zur Anpassung des Vergabe-

rechts an die Einführung neuer elektronischer Standardformulare („e-

Forms“) für EU-Bekanntmachungen und an weitere europarechtliche An-

forderungen (eForms-VO, BGBl. 2023 I Nr. 222) war europarechtlich gebo-

ten. Diese Sonderregelung („gleichartige Planungsleistungen“) ist in der 

Richtlinie 2014/24/EU über die öffentliche Auftragsvergabe und in der 

Richtlinie 2014/25/EU über die Vergabe von Aufträgen durch Auftraggeber 

im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Post-

dienste vom 26. Februar 2014 nicht enthalten.  

 

Die Regelungen in § 3 Absatz 7 Satz 2 VgV, § 2 Absatz 7 Satz 2 SektVO wur-

den daher aufgehoben. Für § 3 Absatz 7 Satz 3 VSVgV war eine entspre-

chende Streichung als Folgeänderung ebenfalls erforderlich. Damit ist klar-

gestellt, dass bei der Auftragswertberechnung nach § 3 Absatz 7 VgV, § 2 Ab-

satz 7 SektVO und § 3 Absatz 7 VSVgV bei Planungsleistungen nicht nur 

Lose über gleichartige Leistungen zusammenzurechnen sind und dass für 
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Planungsleistungen grundsätzlich dieselben Regeln zur Auftragswertbe-

rechnung wie für sonstige Dienstleistungen gelten.  

 

Ergänzend zu den bereits in der Begründung zu der Verordnung zur Anpas-

sung des Vergaberechts an die Einführung neuer elektronischer Standard-

formulare („eForms“) für EU-Bekanntmachungen und an weitere europa-

rechtliche Anforderungen gegebenen Hinweisen (vgl. S. 26 ff. der Bundes-

tagsdrucksache 20/6118) werden in Abstimmung mit dem Bundesministe-

rium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen folgende klarstellenden 

Erläuterungen zur Verfügung gestellt. Sie sollen einer rechtssicheren, uni-

onsrechtskonformen Anwendung der maßgeblichen Normen dienen, kön-

nen einer Prüfung im Einzelfall durch die jeweilige Vergabestelle und einer 

etwaigen Auslegung durch die Spruchpraxis der Vergabekammern und der 

Oberlandesgerichte aber nicht vorgreifen: 

 

1. 

Die maßgeblichen Methoden zur Berechnung des geschätzten Auftrags-

werts ergeben sich aus Art. 5 der Richtlinie 2014/24/EU bzw. Art. 16 der 

Richtlinie 2014/25/EU. Zu beachten ist insbesondere jeweils Absatz 3, wo-

nach die Wahl der Methode zur Berechnung des geschätzten Auftragswerts 

nicht in der Absicht erfolgen darf, die Anwendung dieser Richtlinie zu um-

gehen. Eine Auftragsvergabe darf nicht so unterteilt werden, dass sie nicht 

in den Anwendungsbereich der Richtlinie fällt, es sei denn, es liegen objek-

tive Gründe dafür vor (keine willkürliche Aufteilung). Umgesetzt wurde 

dies in § 3 Absatz 2 VgV und § 2 Absatz 2 SektVO, eine vergleichbare Rege-

lung enthält § 3 Absatz 2 VSVgV. 

 

2. 

Für die Auftragswertberechnung ist – unabhängig von einer etwaigen Los-

bildung - zunächst zu bestimmen, inwieweit ein einheitlicher Auftrag vor-

liegt. Hierbei ist eine „funktionale Betrachtung“ heranzuziehen. Diese hat 

der Europäische Gerichtshof (EuGH) in seinem Urteil vom 05.10.2000, Kom-

mission/Frankreich, C-16/98, für Bauaufträge entwickelt. Im Urteil vom 

15.03.2012, Autalhalle, C-574/10, hat der EuGH diese funktionale Betrach-

tung auch auf Dienstleistungsaufträge angewandt. Ein einheitlicher Ge-

samtauftrag liegt demnach vor, sofern dessen Teilleistungen in wirtschaftli-

cher und technischer Hinsicht eine innere Kohärenz und eine funktionelle 

Kontinuität aufweisen. Beide Entscheidungen liegen vor den heute maß-

geblich geltenden Vergaberichtlinien.  

Die Europäische Kommission geht dabei davon aus, dass eine „andere Natur 

von Dienstleistungsaufträgen“ nicht als Begründung herangezogen werden 

kann, um von einer funktionalen Betrachtungsweise abzusehen. Ob 
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Planungsleistungen, die in ihrer Art auf unterschiedliche Weise erbracht 

werden, in funktionalem Zusammenhang stehen und zusammenzurechnen 

sind, ist daher im Einzelfall von der jeweiligen Vergabestelle zu prüfen und 

zu dokumentieren. In Betracht kommt diese Prüfung insbesondere z.B. bei 

Bodengutachten oder Machbarkeitsstudien in einer frühen Vorplanungs-

phase.  

 

3.  

Ausweislich Erwägungsgrund 8 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2014/24/EU 

bzw. Erwägungsgrund 10 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2014/25/EU sollen 

die öffentlichen Auftraggeber sowohl die getrennte als auch die gemein-

same Vergabe von Aufträgen für die Planung und die Ausführung von Bau-

leistungen vorsehen können. Die Richtlinien bezwecken nicht, eine ge-

meinsame oder getrennte Vergabe für die Planung und die Ausführung von 

Bauleistungen vorzuschreiben. Im nationalen Recht sind öffentliche Bau-

aufträge definiert in § 103 Absatz 3 GWB, die Vergabe öffentlicher Bauauf-

träge richtet sich nach § 2 VgV. Für die Auslegung von Begriffen sind außer-

dem die Begriffsbestimmungen der Richtlinie 2014/24/EU in Art. 2 maß-

geblich. Zu beachten ist, dass danach „öffentliche Bauaufträge“ öffentliche 

Aufträge mit einem der folgenden Ziele sind: a) Ausführung oder sowohl 

die Planung als auch die Ausführung von Bauleistungen im Zusammen-

hang mit einer der in Anhang II der Richtlinie genannten Tätigkeiten; b) 

Ausführung oder sowohl die Planung als auch die Ausführung eines Bau-

vorhabens; c) Erbringung einer Bauleistung durch Dritte — gleichgültig mit 

welchen Mitteln — gemäß den vom öffentlichen Auftraggeber, der einen 

entscheidenden Einfluss auf die Art und die Planung des Vorhabens hat, ge-

nannten Erfordernissen.1 

 

4. 

Ungeachtet von Art. 5 Absätze 8 und 9 können nach Art. 5 Absatz 10 der 

Richtlinie 2014/24/EU (bzw. der entsprechenden Regelungen in den Richt-

linien 2014/25/EU und 2009/81/EG) öffentliche Auftraggeber bei der 

Vergabe einzelner Lose von den Bestimmungen dieser Richtlinie abwei-

chen, wenn der geschätzte Wert des betreffenden Loses ohne MwSt. bei Lie-

ferungen oder Dienstleistungen unter 80 000 EUR und bei Bauleistungen 

                                                             
1  Die Begriffsbestimmung in Art. 2 Ziff. 2. der Richtlinie 2014/25/EU weicht nur unwe-

sentlich hiervon ab: „Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck (…) 2. „Bauauf-
träge“ Aufträge mit einem der folgenden Ziele: a) Ausführung oder sowohl die Planung als 
auch die Ausführung von Bauleistungen im Zusammenhang mit einer der in Anhang I ge-
nannten Tätigkeiten; b) Ausführung oder sowohl die Planung als auch die Errichtung eines 
Bauwerks; c) Erbringung einer Bauleistung durch Dritte — gleichgültig mit welchen Mit-
teln — gemäß den vom Auftraggeber, der einen entscheidenden Einfluss auf die Art und die 
Planung des Bauwerks hat, genannten Erfordernissen;“ 
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unter 1 000 000 EUR liegt (vgl. § 3 Absatz 9 VgV). Allerdings darf der kumu-

lierte Wert der in Abweichung von dieser Richtlinie vergebenen Lose 20 

Prozent des kumulierten Werts sämtlicher Lose, in die das Bauvorhaben, 

der vorgesehene Erwerb gleichartiger Lieferungen oder die vorgesehene Er-

bringung von Dienstleistungen unterteilt wurde, nicht überschreiten, vgl. 

Art. 5 Absatz 10 RL 2014/24/EU (sowie Art 16 Absatz 10 RL 2014/25/EU bzw. 

Art. 9 Absatz 5 RL 2009/81/EG). 

 

5. 

Mittelständische Interessen sind – unter Beachtung der unionsrechtlichen 

Regelungen zur öffentlichen Auftragsvergabe – in Ausschreibungen für Pla-

nungsleistungen weiterhin zu wahren (vgl. § 97 Absatz 4 GWB). 

 

Mit freundlichen Grüßen 

im Auftrag 

gez. Dr. Konrad von Hoff 
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